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M
edien waren schon immer
daran beteiligt, wenn
Menschen Wissen erwor-

ben, niedergelegt und weitergegeben
haben. Tontafel, Griffel, Papyrus und
Schreibfeder, aber auch Karte, Abakus
und Fernrohr gehören zu den frühesten
Werkzeugen in der Produktion von Er-
kenntnissen. Heute sind es der Compu-
ter und die elektronischen Netzwerke –
die sogenannten „digitalen Medien“ –,
die zu unerlässlichen Werkzeugen jeder
wissenschaftlichen Praxis geworden
sind. Informationen, die in digital co-
dierter Form vorliegen, können nicht
nur leichter aufgeschrieben
und gespeichert werden, sie
lassen sich auch schneller
und besser (also ohne Qua-
litätsverlust) verbreiten und
vervielfältigen als in jedem
historisch vorgängigen Medium. Ohne
digitale Technologien wäre die gegen-
wärtige Wissensgesellschaft undenkbar.
Mehr noch: Die Digitalisierung führt zu
neuen Weisen der Wissenserzeugung.
Daten aus Forschungsreihen können
vielfältig überprüft und ausgewertet
werden. Digitale Netzwerke ermögli-
chen neue Formen der Kooperation
und des Austauschs zwischen For-
schenden. Auch die Plagiatsvorwürfe
gegen prominente Titelträger – ob be-
rechtigt oder unberechtigt – wären ohne

die Möglichkeiten neuartiger kollabora-
tiver Praxen im Internet kaum erhoben
worden.

Kompliziertes Urheberrecht
Mit den Möglichkeiten sind aber auch
neue Herausforderungen und Konflikte
entstanden, nicht zuletzt im Bereich der
Rechtsprechung. Vor allem das Urhe-
berrecht, das vor rund dreihundert Jah-
ren zum Schutz von Autoren und Verle-
gern geschaffen wurde, muss den sich
ständig wandelnden medialen Bedin-
gungen immer wieder angepasst werden
– mit weitreichenden Folgen. Es hat

sich im Zuge seiner zahlreichen Novel-
lierungen zu einem komplizierten Ge-
flecht aus Normen und Vorschriften
entwickelt, das für Laien weitgehend in-
transparent bleibt. Der Schluss von den
allgemeinen Normen auf konkrete Si-
tuationen lässt sich nicht mehr ohne ju-
ristische Expertise ziehen, nicht zuletzt
weil für analoge Medien häufig andere
Regelungen als für digitale gelten. Jede
Werkform (Text, Bild, Ton, Bewegtbild)
hat ihre spezifischen Besonderheiten im
Gesetz. Der jeweilige Kontext des Ge-

brauchs – privat oder kommerziell, hin-
ter verschlossenen Türen oder öffentlich
– zieht je eigene rechtliche Konsequen-
zen nach sich. In der Praxis sieht sich
der Einzelne einer Multiplikation von
Regeln, Vorschriften und Standards ge-
genüber, wodurch die Unübersichtlich-
keit nur gesteigert wird. So weicht in
Europa das jeweils geltende nationale
Recht teils erheblich voneinander ab.
Trotz vielfältiger Bemühungen, konti-
nentaleuropäisches Urheberrecht mit
angloamerikanischem Copyright abzu-
stimmen, gibt es hierzulande keine ver-
gleichbare Regelung zur Doktrin des
»fair use«, auf die sich US-Wissen-
schaftler berufen können.

Selbst der 2003 eigens für Unterricht
und Forschung ins Urheberrechtsgesetz
aufgenommene Paragraph 52a scheint
wenig geeignet, zu einer Vereinfachung
und Verdeutlichung der Rechtslage bei-
zutragen. Die Norm gestattet es Hoch-
schuldozenten unter anderem, „kleine
Teile eines Werkes“ zur Veranschauli-
chung im Unterricht zugänglich zu ma-
chen, insofern dies ausschließlich „für
einen bestimmt abgegrenzten Kreis von
Unterrichtsteilnehmern“ geschieht. Ein
Szenario: Für ihr Seminar stellt eine
Dozentin fünfzehn Seiten eines urhe-
berrechtlich geschützten Werkes (das
Buch hat einen Umfang von 100 Seiten)
auf einer elektronischen Lernplattform
bereit. Zugriffsberechtigt sind lediglich
die an der Lehrveranstaltung angemel-
deten Studierenden. Die Dozentin hält
sich damit – subjektiv – an die rechtli-
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»Die Digitalisierung führt zu
neuen Weisen der Wissens-
erzeugung.«



chen Vorgaben. Allerdings weiß sie
nicht, dass ein Kollege für sein Seminar
ebenfalls mehrere Seiten aus dem Buch
gescannt hat und diese im universitären
Intranet für seinen Kurs anbietet.
Nimmt man beide Ausschnitte zusam-
men, ist die zulässige Menge entnom-
mener Seiten überschritten. Denn in
Abs. 1, Satz 1 von §52a ist nicht von
einzelnen Personen, sondern ausdrück-
lich von „Schulen und Hochschulen“
die Rede. Daher muss der Entnahme-
umfang nicht auf den Dozenten, son-
dern auf die gesamte Einrichtung ge-
rechnet werden.

Was ist „ein kleiner Teil“ eines
Werkes?

Ohnehin besteht Uneinigkeit darüber,
was unter einem „kleinen Teil“ eines
Werkes zu verstehen ist und wann diese
Grenze überschritten wird. Manche
Kommentatoren legen den Anteil bei 20
Prozent fest, andere ziehen die Grenze
bereits bei zehn Prozent. Der zwischen
den Ländern und den Verwertungsge-
sellschaften abgeschlossene Gesamtver-
trag sieht maximal 15 Prozent des Werkes
als „kleinen Teil“ an, dieser Wert ist

rechtlich aber nicht bindend. Mitunter
werden für Texte absolute Grenzen ge-
nannt, jedoch ist die Angabe einer kon-
kreten Seitenzahl im Fall von wissen-
schaftlichen Werken ungeeignet. Andere
Kommentatoren heben auf die Relevanz
der Auszüge ab und argumentieren, dass
ein „kleiner Teil“, unabhängig von sei-
nem Umfang, nicht so gewählt werden
darf, dass er die wesentlichen Aussagen
oder Argumente des Gesamtwerkes ent-
hält und dieses also ersetzen kann. Wenn

der inhaltliche Kern eines Werkes frei
zugänglich sei, werde dessen Kauf über-
flüssig, so die Begründung.

Auch die Vorgabe, wonach der be-
reitgestellte Werkteil ausschließlich „zur
Veranschaulichung im Unterricht“ ge-
nutzt werden darf, hat zu widersprüch-
lichen Auslegungen geführt. Manche
Kommentatoren schließen daraus, dass
das Material nur in den zeitlichen und

räumlichen Grenzen des Unterrichts
eingesetzt werden dürfe, andere vertre-
ten eine liberalere Auffassung. Wann ist
der Kreis von Unterrichtsteilnehmern
„bestimmt abgegrenzt“? In einem Semi-
nar mit zwölf Studierenden? In einer
Vorlesung mit dreihundert? Und was ist
mit dem Studium Generale, das sich
auch an eine außeruniversitäre Öffent-
lichkeit richtet? Gilt hier der Bildungs-
auftrag der Universitäten nur einge-
schränkt? Wird eine „abgegrenzte“ Ver-

anstaltung öffentlich, wenn sie
als Video- oder Audio-Podcast
auf den Websiten eines Institu-
tes bereitgestellt wird?

Anschauungsmaterial liefert
hier ein Urteil des OLG Stutt-
gart, das der Fernuniversität

Hagen im April 2012 untersagte, 91 Sei-
ten eines Lehrbuchs elektronisch rund
4 000 Studierenden zur Verfügung zu
stellen. Die Urteilsbegründung hält fest,
dass das Herunterladen und Drucken
von Texten durch die Regelung nicht ge-
deckt sei. Die Rechtsunsicherheit in Be-
zug auf elektronische Semesterapparate
(ohne den sich nicht wenige Studieren-
de inzwischen fast reflexartig weigern,
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»Die Rechtsunsicherheit im
Bezug auf elektronische
Semesterapparate ist groß.«
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Texte vorzubereiten) ist damit noch ein-
mal gesteigert, denn es fragt sich, ob
dieses inzwischen weit verbreitete Vor-
gehen überhaupt mit den geltenden
Rechtsnormen in Deckung zu bringen
ist.

Jedoch nicht nur in der Lehre stellen
sich diese Fragen, auch die herrschende
Publikationspraxis ist von den Entwick-
lungen betroffen: Wann ist audiovisuel-
les Material – Filme, Bilder, Musik – in
einer wissenschaftlichen Publikation
ein erlaubtes wissenschaftliches Zitat,
wann eine unerlaubte Illustration? Darf
ich als Filmwissenschaftler, um mein Zi-
tatrecht wahrzunehmen, den Kopier-
schutzmechanismus einer DVD umge-
hen? Filme sind grundsätzlich das Er-
gebnis einer Kollaboration vieler „Urhe-
ber“: Drehbuch, Kamera, Regie, Produk-
tion, Musik – wessen Rechte sind je-
weils betroffen, wenn ich einen Screen-
shot anfertige, eine Szene
zum Zweck der Analyse neu
montiere, Dialogzeilen oder
Handlungselemente zitiere?
Wie steht es mit den Leis-
tungsschutzrechten?

Für Nicht-Juristen ist die
Lage kaum noch zu überblicken. Wer Ju-
risten um eine allgemeine Einschätzung
bittet – so unsere Erfahrung – bekommt
als Antwort regelmäßig zu hören: Das
komme auf den Einzelfall an. Von Kolle-
gen hören wir, dass sie im Umgang mit
audiovisuellem Material lieber Vorsicht
walten lassen und in Forschung und
Lehre sowie bei Publikationen eher die
Finger von bestimmten Werken lassen,
als Gefahr zu laufen, von Rechteverwer-
tern abgemahnt zu werden. Für die Me-
dienwissenschaft, die regelmäßig urhe-
berrechtlich geschützte Werke unter-
sucht, ist eine solche Situation besonders
unbefriedigend, aber sie betrifft in der
Konsequenz die gesamte Wissenschaft.
Deshalb hat die Gesellschaft für Medien-
wissenschaft (GfM) als Standesvertre-
tung von mehr als 1 000 deutschsprachi-
gen kulturwissenschaftlich ausgerichte-
ten Medienforschern eine Initiative ge-
startet, die dringendsten Fragen in die-
sem Feld anzugehen. In einem ersten
Schritt sind über eine Fragebogenaktion
dringende Probleme (wie diejenigen, die
hier geschildert werden) identifiziert
worden, um diese dann exemplarisch zu
klären.

Forschung lebt davon, dass sie Neu-
land betritt. Ist dieses vermint, kommt
es zum Stillstand. Experten warnen
schon lange davor, dass die schwer zu
durchschauende Rechtslage das Poten-

tial für Innovationen in der Forschung
ausbremst und der Wissenschaftsstand-
ort Deutschland dadurch international
ins Hintertreffen geraten könne. Es ist
auch nicht einzusehen, dass Wissen-
schaftler ihre knappen Ressourcen an
Zeit und Energie dafür aufwenden, sich
in Rechtsfragen kundig zu machen,
über die offenbar selbst unter Juristen
Uneinigkeit besteht.

Ungeklärte Situation bei
Bibliotheken

Auch bei Beständen innerhalb traditio-
neller Institutionen wie Bibliotheken ist
die Situation keinesfalls geklärt: Im Jahr
2010 wurde die drohende Vernichtung
sämtlicher TV-Mitschnitte an der Bergi-
schen Universität Wuppertal nach einer
dementsprechenden Anweisung der
Rechtsabteilung diskutiert, nach öffent-
lichen Protesten aber verworfen. Es ist

nicht zu rechtfertigen, dass die Rechts-
lage für Mitschnitte der mit Steuergel-
dern finanzierten öffentlich-rechtlichen
Sender, die selbst ihre eigene Überliefe-
rung kaum systematisch sammeln und
nur in Ausnahmefällen der Öffentlich-
keit zugänglich machen, derart unklar
ist. Nicht nur für die Medienwissen-
schaft, auch für historisch und sozial-
wissenschaftlich arbeitende Fächer stel-
len audiovisuelle Medien zunehmend
relevante Quellen dar, so dass der Trend
eigentlich zu größerer Zugänglichkeit
gehen sollte.

Open Access
Zu begrüßen ist die Politik der großen
wissenschaftsfördernden Institutionen
wie DFG, dass Ergebnisse aus For-
schung, die mit öffentlichen Mitteln ge-
fördert wurde, (auch) über Open Access
zugänglich gemacht werden müssen.
Grotesk mutet es dagegen an, wenn in-
ternationale Verlagskonglomerate den
Autoren anbieten, Aufsätze auch über
Open Access-Plattformen der Öffentlich-
keit zugänglich zu machen, sich diese
Bereitstellung jedoch mit Beträgen in ab-
surder Größenordnung (in einem Fall
mit  3000,- Dollar für wenige Seiten) von
den Autoren „finanzieren“ lassen. Natür-
lich entstehen auch bei Open Access
Kosten, doch darf dies nicht zu weiteren,
neuen Schranken bei der Verbreitung

wissenschaftlicher Erkenntnisse führen. 
Leider geht auch der Mut der Legis-

lative nicht weit genug. Im Juni diesen
Jahres hat der Bundestag einen Geset-
zesentwurf verabschiedet, der Autoren
wissenschaftlicher Beiträge unter ande-
rem das Recht einräumt, ihre Werke
nach Ablauf von zwölf Monaten öffent-
lich im Internet zugänglich zu machen
(vgl. Forschung & Lehre 8/2013, S.
609). Mit diesem „Zweitveröffentli-
chungsrecht“ soll der freie Zugang zu
Wissen (Open Access) gestärkt werden.
Dieses Recht gilt selbst dann, wenn in
Verträgen mit Verlagen anderslautende
Klauseln unterschrieben wurden. Aller-
dings hat der Gesetzgeber, aus nicht
nachvollziehbaren Gründen und gegen
den Protest der Wissenschaftsorganisa-
tionen, dieses Recht nur für solche Pu-
blikationen vorgesehen, die im Rahmen
von außeruniversitärer und drittmittel-

geförderter Forschung ent-
stehen. Die Allianz der Wis-
senschaftsorganisationen
hat diese Privilegierung der
drittmittelfinanzierten For-
schung gegenüber der eigen-
finanzierten Forschung an

Hochschulen zu Recht als Diskriminie-
rung angeprangert und Änderungen
eingefordert.

Aus diesen knappen Beispielen soll-
te hervorgegangen sein, dass dringender
Handlungsbedarf auf mindestens drei
Ebenen besteht. Seitens des Gesetzge-
bers wären klare und verständliche Re-
gelungen zu erhoffen, die im Zweifel
eher wissenschafts- als verwerterfreund-
lich ausfallen sollten, so dass öffentliche
Gelder nicht länger verschwendet wer-
den. Optimal erschiene eine ähnliche
Regelung wie die des „fair use“ in den
Vereinigten Staaten auch in Deutsch-
land zum Teil des Systems an Normen
zu machen. Seitens der Wissenschafts-
institutionen (DFG, DHV, HRK usw.)
und der Kultusministerien wäre zu hof-
fen, dass spezielle Rechtsberatungen
und Clearingstellen eingerichtet wür-
den, um so der herrschenden Rechtsun-
sicherheit entgegen zu wirken. Und
drittens bleibt seitens der Forscherin-
nen und Forscher zu hoffen, dass diese
sich in größerer Zahl bewusst darüber
werden, welche Konsequenzen das ei-
gene Handeln hat, und die eigene Publi-
kationspraxis auf den Prüfstand stellen
und ändern, also ihr Zweitveröffentli-
chungsrecht wahrnehmen und nach
Möglichkeit auf Open Access, Open
Data oder auf freie Lizenzen wie etwa
Creative Commons umstellen.
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»Von Kollegen hören wir, dass sie im
Umgang mit audio-visuellem Material
lieber Vorsicht walten lassen.«


